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Wernigerode die 


20 Minuten; 


eröffnet Sitzung um 


gierungs-Kommiſſare, ſpäter Dr. Leonhardt. 

„Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fort⸗ 
ſetzung der Berathung des Entwurfes eines allgemeinen 
Jagppolizei⸗Geſetzes. i 

Es handelt ſich, wie bereits erwähnt, um die 
88. 4— 10, welche von der Bildung gemeinſchaftlicher 
Jagdbezirle handeln. Dieſe Bildung iſt in dem Kom- 
imiſſione-Vorſchlage dem Gemeinde ⸗Vorſteher, beziehentlich 
dem Bürgermeiſter, Schulzen dc. übertragen. 

Es liegen hierzu folgende Amendements vor; 
Hr. v. Bernuth will das Recht den „etheiligten 
Grundbeſitzern“, event. den „Gemeindebehörden“ über⸗ 
‚tragen. 

150, Dies Regierungsvorlage ſetzt die Größe gemein- 
ſchaftlicher Jagdhezirke auf höchſtens 1000 Morgen feſt. 

Herr p. Waldaw⸗ Steinhöfel beantragt die 
Worte „jedoch nicht über 1000 Morgen“ zu ſtreichen. 

Herr Haſſelbach erklärt ſich gegen das Amen⸗ 
dement v. Bernuth, indem er es für unmöglich erachtet, 
die Entſcheidung über die Jagdbezirke in die Hände der 
Gutsbeſitzer zu legen, da das Geſetz gar keine Handhabe 

dafür gebe, in welcher Weije ein legaler Beſchluß herbei⸗ 
geführt werden ſolle. N 

Der Regierungs⸗Komm. Präſident Oppermann 
erklart ſich ebenfalls gegen das Amendement. 

Herr v. Klützow bemerkt, daß unter „Gemeinde 
behörden“ im alten Geſetz auch nur der „Gemeinde“ 
Vorſtand“ gemeint geweſen ſei, weil es ſich hierbei 
lediglich um die Exekutive handle. Der in der Vorlage 
gebrauchte Ausdruck „Gemeinde-Vorſtand“ ſchließe ſich 
alſo nur der Praxis an. 


Graf Bor ries rechtfertigt noch einmal die in der 
Pjkrovinz Hannover beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen; 
n hert p. N a Amendement, e 12 

Zweck hl be, den Intereſſenten das Recht zu geben, 
g ie Nupung. ihrer! eiat-Sukerejen jetzt zu be⸗ 

ER 2 N Mann wug düngen, nn! 

„en Haſſelbach beantragt Weederheiſtelung der 
Regierungs- Vorlage, welche das Recht zur Ordnung 
der Jagdbezirke. dem Gemeinde⸗Vorſande beilegt. 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement von 
Bernuth abgelehnt, das Amendement v. Wal da w 
angenommen. Die §8. 4— 10 werden demnächſt mit 

der Aenderung angenommen, daß der in der Regierungs- 
Vorlage gebrauchte Ausdruck „Gemeinde⸗Vorſtand“ wieder⸗ 
hergeſtellt wird. a 

8. 13 beſtimmt, daß die Beſizer der, einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke in allen 
Jagdangelegenheiten von einem Jagdvorſtande vertreten 
werden ſollen, welcher aus drei von den Grundbeſitzern 

aus ihrer Mitte zu wählenden Deputirten u. ſ. w. beſteht. 

Hr. Haſſelbach beantragt zu ſetzen; „werden 
in allen Jagdangelegenheiten von dem Gemeinde -Vor⸗ 
ſtande vertreten.“ ** 

Graf Brühl empfiehlt das Amendement, indem 
er ſich gegen die Bildung von Jagpdvorſtänden über⸗ 
haupt ausſpricht. In dieſelben würden meiſt Krämer, 
Juden und Poſtſchreiber gewählt — die unangenehmſte 
Geſellſchaft, welche man ſich denken kann. — Miniſter 
der landwirthſchaſtlichen Angelegenheiten v. Selchow: 
Die Regierung wolle hier der Selbstverwaltung Rech- 
nung tragen und dafür werde ſie angegriffen. Der 
Zuſtand ſei nicht jo düſter, wie Graf Brühl ihn ſchil⸗ 
dert; er bezeuge demſelben aber gern, daß wohl, in 
deſſen nächſter Umgebung recht böſe Elemente wären, 
auf welche die Schilderung ungefähr paſſe, im Allge- 
meinen könne man zu unſerer ländlichen Bevölkerung 

das Vertrauen haben, daß ſie nicht blos Juden und 
ausrangirte Poſtbeamte wählen werde, ſondern Leute, 
ehe vernünftig und verſtändig wären. Er empfehle 
9 Vorschlag der Regierungsvorlage. 

der Abſtimmung wird das Amendement Haj- 

ſelbach angenommen. 

Pr. Raſch (Hannover) rechtfertigt einen von 
Hmm. ». Bernuth beantragten Zuſaß⸗Paragraphen 
14a, wonach den Städten auf den innerhalb der 
ſtävtiſchen Feldmark belegenen Grundſtücken der Stadt, 

der Bürger und Einwohner, jnſoweit auf ſolchen das 
ſtävuſche Jagdrecht bisher durch die Bürger ausgeübt 
iſt, ausnahmswelſe eine andere Benutzung der Jagd 
geſtattet ſein jol, wenn Magiſtrat und Stadtverordnete 
die Fortdauer dieſes Verhältnſſſes beſchlleßen. 

Graf Brühl gegen dieſen Antrag, während 
v. Borries das Amendement vertheidigt, indem er 
die Hoffnung ausſpricht, daß, nachdem der Jagdvorſtand 
gefallen iſt, ſich auch noch mehr Stimmen gegen die 

Ausdehnung dieſes Geſetzes auf die Provinz Hannover 

finden würden. — Der Herzog von llieſt empfiehlt 
ebenfalls das Amendement v. Bernuth. — Dasſelbe 
wird abgelehnt 


Der Präſident Graf Eberhard zu Stolberg⸗ 
Uhr 


Am Miniſtertiſche: v. Selchow und mehrere Re⸗ 


Abendblatt. Donnerſtag, den A. Februar 


lehnt und in der Berathung fortgefahren. 
Die Regierungsvorlage verbietet im 8. 


genden Wortlaut: „F. 31. 


den Ortspolizeibehöͤrden ausgeübt.“ 


Freitag Vormittag 11 Uhr an. 8 
Deutſchland. 

Berlin, 3. Februar. Der „Levant Herald“ 

bringt aus Galata eine Mittheilung, nach welcher ein 

mohlbelannter Diplomat bemüht geweſen ſei, mit dem 


Art 


Stande zu bringen, daß dieſer, wenn der Streit zwiſchen 
der Türkei und Griechenland gewiſſe Eventualitäten herbei⸗ 


führen ſollte, die Pforte mit einem Kontingent von 


40,000 Mann und 10, Kriegeſchiffen unterſtütze und 
einwillige, daß die in der Türkel gegen die Griechen 


beſchloſſenen Maßregeln auch auf Egypten ausgedehnt 


worden. Dieſelbe Perſönlichkeit ſoll nach dieſer Mit⸗ 
theilung beſtrebt geweſen ſein, von Egypten eine Garanlie 
für eine von der Pforte aufzunehmende Anleihe von 
2 Mill. Pfd. Sterl. zu erlangen, in welchem Falle 
ein beiannter jüdiſcher Bankier die Anleihe zu über⸗ 
nehmen enſchloſſen geweſen ſein ſoll. Da ſich der 
öſterreichiſche Geſandie Baron von Proleſch⸗Oſten zur 
Zeit in Egypten aufhält, jo iſt jedenfalls dieſer unter 
dem „wohlbekannten Diplomaten“ gemeint. Die Unter⸗ 


handlungen ſollen übrigens zu keinem Ziele geführt haben, 


und Herr v. Prokeſch entſchloſſen ſein, 


Konſtantinopel zurückzukehren. — Bei den früheren 
Verhandlungen des Zollvereins war bei deltftellung, der 


Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker ange⸗ 
nommen worden, daß der Satz von 2 Thlr. 22 ½ Sgr. 
reſp. von 3 Thlr. 10 Sgr. für den Ctr. Steuerver- 
gütung dem geringeren Rüben-Rohzucker den Abſatz nach 
dem Auslande verſchließen werde. Es wurden von 
vornherein weitere Beſchränkungen vorbehalten, wenn 
dieſe Vorausſetzung ſich nicht beſtätigen ſollte- Es hat 
ſich nun in Preußen herausgeſtellt, daß die Steuer- 
vergütung; dieſe Wirkung nicht hat, ſondern daß dieſe 
auch für geringern Rohzucker in Anſpruch genommen 
worden iſt. Deshalb iſt in Preußen die Anordnung 
getroffen worden, daß die Zollvergütung nur dann für 
ausgeführten Rübenzucker gewährt werden ſoll, wenn 
derſelbe mindeſtens 86 Prozent kryſtalliniſchen Zuckers 
enthält. Die preußiſche Regierung hat es nun gegen⸗ 
wärtig für angemeſſen gehalten, beim Zollverein eine 
gemeinſame Anordnung in derſelben Richtung anzubahnen 
und zwar mit der Beſtimmung, daß diejenigen Perſonen, 
welche eine Vergütigung in Anſpruch nehmen, bei der 


Ausführung die Verſſcherung zu geben haben, daß der 


Rübenzucker nicht unter 86 Prozent kryſtalliniſchen Zuckers 
in ſich ſchlieſt und daß dieſe Vergütung verſagt, reſp. 
eine Entſcheidung der Steuer⸗Direktion eingeholt werden 
ſoll, wenn er ſo viel Prozente nicht enthält. Der Vor⸗ 
ſitznde des Bundesraths des Zollvereins hat eine Bor- 
lage an den Bundesrath gerichtet, dem Vorſtehenden 
gemäß Beſchluß zu faſſen. — Die Gerüchte von Ber- 
handlungen über die Errichtung einer Nuntiatur in 
Berlin erneuern ſich unabläßlich trotz der Dementis, 
die ſie erfahren haben. Neuerdings wird die An⸗ 


gelegenheit ſelbſt benutzt, um die Zwei⸗Seelen⸗Theorie 


im Miniſterium wieder hervorzuſuchen und einen 
Gegensatz zwiſchen der „Strömung Bismarck“ und 
dem „Syſtem Mühler“ zu konſtatiren. Es ſind dies 
indeſſen ganz unbegründete und haltloſe Kombinationen. 
Jedermann, der mit den Verhältniſſen nur einigermaßen 
vertraut iſt, wird ſich ſagen, daß bei derartigen Ver⸗ 
handlungen nicht der Kultusminister, ſondern der Mi⸗ 
niſter des Auswärtigen in erſter Reihe ſteht und daß 
überhaupt die Pläne des Grafen Bismarck nicht durch 
entgegengeſetzte Beſtrebungen eines Fachminiſters durch ⸗ 
kreuzt oder paraliſirt werden können. Wiederholt mag 
ſchließlich nochmals werden, daß überhaupt von derglei⸗ 
chen Verhandlungen niemals die Rede geweſen iſt. — 
Der Geh. Reg.⸗Rath im Bundeskanzler-Amt, Dr. Mi⸗ 
chaelis, {ft von der Kalſerlichen Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaten in Petersburg zum korreſpondirenden Mitgliebe 
für die hiſtoriſch-polltiſche Sektion gewählt worden. — 
Auf der Konferenz wegen der Reorganiſatlon der Pro⸗ 
vinzial⸗Gewerbeſchulen kam auch die Frage zur Verhand- 
lung, ob es nicht zweckmäßig ſet, dieſe Anstalten mit 


Vorklaſſen zu verſehen, die den Zweck der Vorbereitung tages zu halten. 


An 


23 Die 
Jagd an Sonn- und Seiltagen während der Kirch⸗ 
zeit. Derſelbe wird mit einem Amendement des Grafen 
Münſter, welches das Jagen an Sonn- und Feſttagen 
bei 5—20 Thlrn. Strafe verbietet, augenommen. Un⸗ 
verändert bleiben die Ss. 24—30. F. 31 erhält fol- 
In denjenigen Städten, 
welche in Polizeiſachen der unmittelbaren Aufſicht der 
Landespolizeibehörde unterſtellt find, werden bie in dieſen 
Geſetze den Landräthen übertragenen Befugniſſe von 
§. 32 erfährt 
feine, $. 33 eine geringfügige Aenderung. $. 34 wird 
unverändert angenommen. Demnächſt wird dem ganzen 
Geſetze die Zustimmung ertheilt. Der Präſtdent ſchlleßt 
die Sitzung um 5 Uhr und beraumt die nächſte auf 


Vicekönig von Egypten ein Arrangement der Art zu 


Um 3%, Uhr beantragt Graf Münſter del für diefelben haben. Es wurde dagegen angeführt, daß 
Vertagung der Sitzung. — Der Präjivent erklärt, vaß 
für den Fall der Vertagung eine Abendſitzung abgehal⸗ 
ten werden müßte; der Vertagungsantrag wird abge⸗ 


die Provinzial⸗Gewerbeſchulen Fachſchulen ſeen und daß 
dieſer Charakter derſelben dadurch beeinträchtigt werden 
würde, doch erhob ſich kein Bevenken dagegen, daß die 
einzelnen Gemeinden wie bisher ſelbſtſtändige Vorſchulen 
für die Provinzial⸗Gewerbeſchulen errichten und die Lei⸗ 
tung detſelben dem Direktor der Gewerbeſchulen mit 
übertrugen können. Eine andere auf der Konferenz an⸗ 
geregte Fräge bezog ſich darauf, ob nicht den Bauhanb⸗ 
werkern mehr Rechnung getragen werden könne, welche 
im Sommer beſchüftigt ſind und nur die Wintermonate 
frei haben. Es wurde hierauf entgegnet, daß die Ge⸗ 
werbeſchulen für den Bauhandwerker die Möglichkeit nicht 
anschließen, einzelne Unterrichtsſtunden lediglich während 
des Winterſemeſters in hospitirender Weiſe zu beſuchen, 
daß hiervon Seitens der Bauhandwerker auch Gebrauch 
gemacht werde und daß daher das Bedürfniß nach be⸗ 
ſondern Lehranſtalten oder Einrichtungen für die Bau⸗ 
handwerker da, wo Provinzial⸗Gewerbeſchulen beſtehen, 
bisher nicht hervorgetreten ei. Nachdem überdies noch 
darauf hingewieſen war, daß die angeregten Bedenken 
nicht ſowohl die Einrichtung der Gewerbeſchulen, welche 
für die Ausbildung der gewöhnlichen Bauhandwerker 
nicht beſtimmt ſeien, als vielmehr dem Mangel an eige⸗ 
nen Unterrichtsanſtalten für die bezeichnete Handwerker⸗ 
klaſſe zum Gegenſtand hätten und nachdem noch bemerlt 
worden war, daß es zweifelhaft erſcheine, ob die vor ⸗ 
handenen Baugewerk⸗Schulen nach dem Wegfall der 
Meiſterprüfungen überhaupt noch ſolchen Zuspruch finden 
würden, daß ihre fernere Erhaltung als Bedürfniß an ⸗ 
zuerkennen jei, wurde von der weitern Erörterung der 
Frage Abſtand genommen. 

Berlin, 4. Februar. Se. Maj. der König 
hatte geſtern Vormittags nach den gewöhnlichen Vor⸗ 
trägen eine längere Unterredung mit dem aus Poſen 
hier eingetroffenen kommandirenden General des 5. Ar⸗ 
meekorps, General v. Steinmetz, nahm an Stelle des 
erkrankten Geh. Kabinetsrathes v. Mühler den Vortrag 
des Civil⸗Kabinets vom Geh. Ober⸗Regierungs⸗Rath 
Wehrmann entgegen, empfing hierauf den Geh. Hofrath 
Borck zum Vortrag und arbeitete nach einer Ausfahrt 
mit dem Miniſterpräfidenten Grafen Bismarck. Abends 
erſchien der Hof mit jeinen Gäſten, die zuvor mit den 
Kronprinzlichen Herrſchaften das Diner eigenommen hat⸗ 
ten, in der Oper. — Bei Hofe findet, wie ſchon be ⸗ 
kannt, heute Ball mit Buffets ſtatt. Geladen ſind zu 
dieſem hohen Feſte etwa 700 Perſonen. Die Ball- 
muſik führt der Könlgl. Muſikdirektor Bilſe mit ſeiner 
Kapelle aus. 

— (Pr.-Corr.) Die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Staat und Stadt in Frankfurt a. M. ſoll jetzt einer 
endlichen Erledigung entgegengeführt werden. Die vor⸗ 
malige freie Stadt Frankfurt hatte bekanntlich die dop⸗ 
pelte Eigenſchaft eines ſouveränen Staats und einer 
ſtädtiſchen Kommune. Bei dem Eintritt Frankfurts in 
die preußiſche Monarchie mußten daher die Einnahmen 
und Ausgaben, welche nunmehr rechtlich auf den neuen 
Staatsverband übergingen, von denjenigen, bbelche der 
Kommune zu verbleiben hatten, geſondert werden. Dieſe 
Auseinanderſetzung ſtieß auf große Schwierigkeiten, — 
ein darüber bereits vereinbarter Vertrag (Receß), wurde 
von den früheren ſtädtiſchen Kollegien nicht genehmigt 
und ſpätere Verhandlungen führten ebenſo wenig zum 
Ziele. Die Stadt Frankfurt reichte dem Könige im 
vorigen Sommer ein Rechtsgutachten eines bekannten 
Rechtsgelehrten ein, nach welchem die Stadt vortheil⸗ 
haftere Bedingungen in Anſpruch nehmen zu dürfen 
meinte. Der König beauftragte nunmehr feinen höchſten 
juriſtiſchen Rath, das Kronſyndikat, mit einer Prüfung der 
Rechtsfrage; das Gutachten desſelben beftätigte jedoch im 
Weſentlichen dir Auffaſſungen, von welchen dir Regie 
rung bei den bisherigen Verhandlungen ausgegangen war. 
Die Regierung hegt nach wie vor den Wunſch, zu 
einer vertraulichen Verſtändigung mit der Stadt Frant⸗ 
furt zu gelangen und die zu ſchließende Vereinbarung 
dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen; ſie wünſcht 
nach wie vor den Geſinnungen des Wohlwollens 
Ausdruck zu geben, welche der König für die Stadt 
Frankfurt hegt, ebenſo den Rückſichten, welche die 
Regierung der Stadt Frankfurt in Betracht "ihrer: 
'rüberen ſouveränen Stellung gerne angedeihen läßt. 


Auf der anderen Seite aber muß die Regierung den 


dringenden Wunſch haben, die Auseinanderſetzung nicht 


aufs Ungewiſſe hinaus noch länger zu verzögern. Sie 
hat deshalb dem Landtage den Entwurf eines Geſetzes 


über die in Rede ſtehende Auseinanderſetzung in Ge⸗ 
mäßheit des Rechtsgutachtens des Kronſyndikate vorge⸗ 
legt — gleichzeitig aber dem Magiſtrat zu Frankfurt 


über dieſes Geſetz neue Verhandlungen wegen einer ver 
tragsmäßigen Regelung der Sache anzuknüpfen. Im 


Jutereſſe der Stadt Frankfurt ift zu wünſchen und zu 


hoffen, daß der Magſſtrat dieſen Weg betreten möge. 
— Der Bundesrath des norddeutſchen Bundes iſt 
zum 15. Februar nach Berlin berufen, um die Vor⸗ 


berathungen für die demmächſüge Seifion des Reichs- liche Verordnung wird die weltliche “Beier der Soun⸗ 
N unnd Seiertage neu geregell. Für eine geulſſe Anzahl 


+ 


Hei in Stettin victteljabrlich 1 Tolk. 
monatlich 10 Sgr., 
uit Votenlohn viertelj. 1 Thlr. 7%, Sgr. 
monatlich 12% 7 Sgt. 
für sreußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869 


* 


Dresden, 1. Februar. Der bisherige fran⸗ 
zöſiſche Geſandte Baron Alex. Forth⸗Rouen, der heute 
beim König ſelne Abſchiedsaudienz gehabt, lehrt, als 
Wittwer in ſein Vaterland zurück, da ihm zu Anfang 
vorigen Jahres feine Gattin, eine geborne Lenndelle 
d Aranjo, in Dresden ſtarb. Sie war eine Portugieſin, 
und eine ebenſo fromme wie muthige Frau. Erſt, fünf 
Jahre alt, war ſie mit ihren Eltern, welche ihrer legi- 
timen Souveränin treu geblieben waren und zu, deren 
Gunſten konſpirirt hatten, vom Ufurpator Dom Miguel 
ins Gefängniß geworſen worden, hatle aber die Richter, 
welche ihr die Namen der Verſchworenen entlocken woll ⸗ 
ten, von der Spur vollſtändig abzulenken gewußt. Später 
(ſeit 1845) war ſie ihrem Gemahl nach, Ching und 
Griechenland, aus welchen Ländern derſelbe werthvolle 
Sammlungen intereſſanter Gegenſtände mitgebracht, ſo⸗ 
wie nach Sachſen gefolgt. Hier erfuhr ſie einmal, daß 
in Liſſabon das gelbe Fieber wüthe und ihre Familie 
davon bedroht ſei. Sofort eilte ſie dahin. Auf der 
Rückfahrt war ſie in Gefahr, Schiffbruch zu leiden; an 
Bord herrſchte Verzweiflung; die Paſſagiere waren auf 
dem Verdeck in größter Unruhe; ſie ſaß ruhig in der 
Kajüte. „IR es möglich, Madame“, rief man ihr zu, 
„daß Sie hier bleiben, während das Schiff jeden Augen ⸗ 
blick untergehen kann?“ „Ich liebe es ſehr, antwor⸗ 
tete ſie gelaſſen, „auch dann warm zu haben, wenn ich 
in die Tieſe des Meerts verſinken muß“ 


Dresden, I. Februar. (N. 3.) Die in 
Dresden zuſammengetretene Fraktion ſogenannter „Demo⸗ 
kraten“, die ſich zu einer Art von Centralcomité kon⸗ 
ſtituiren zu wollen ſchien, Ft allen Anzeichen nach ſchon 
wieder in der Auflöfung begriffen. Am Sonnabend 
fand eine 1 der „Volkspartei“ ſtatt, in 
welcher Wigard ver bisherige Vorſtand derſelben) wegen 
ſeines Beitritts zu jener Fraktion hatt mitgenommen 
wurde. Genauere Angaben über jene Verſammlung 
enthält eine Korreſpondenz der partilnlariſtiſchen „Süchſ. 
Zig.“, der Folgendes berichten wird: un 
Vorgeſtern iſt det Bruch zwiſchen der demokrali⸗ 
ſchen oder Volkspartei und der Fortſchrittspartel, zu dem 
die Erklärung des Dr. Petermann das Vorspiel gebil⸗ 
det hatte, vollſtändig geworden! Die zur Berathling 
über die bevorſtehenden Landtagswahlen und den don 
Wigard, Schaffrath 1c. erkaſſenen Aufruf einberufene 
Verſammlung der Volkspartei wat zwar nur ſchwach 
beſucht, ſtimmte aber den Ausführungen ihrer Wort⸗ 
führer, Dr. Petermann, Advokat Schraps, Vahlteich 
x, vollſtändig zu und faßte folgende Reſolution: „Der 
von einigen „liberalen Politikern“ tbrgen der bevor⸗ 
ſtehenden Landtagswahlen erlaſſene Aufruf könne nicht 
als ein im Namen der demokratiſchen Partei Sachſens 
ergaugener anerkannt werden. Die demokratiſche Partei 
Sachſeus habe mit der deutſchen Fortſchriktspartel nichte 
gemein, halte feſt an ihren früheren Beſchlüſſen wegen 
der Rechtsbeſtändigteit der Verfuſſungs⸗ und Wahlgeſetze 
vom Jahrt 1848 und des allgemeinen gleichen und 
direkteit Wahlrechts und könne und werde daher an den 
bevorſtehenden Landtagswaßlen ſich nicht bethelligen.“ 
Wigard, der in der Verſammtung zugegen wur und bei 
Erlaß jenes Aufrufs „übertumpelt“ worden zu, ſein 
ſcheint, wird wahtſcheinlich in der Stille von delnſelben 
zurücktreten. "Schaffrath ſoll wegkir ſeiner ausgedehnten 
Geſchäfte entkſchloſſen fein, ſowohl! das Mandat als l 
Reichstags Abgeordneter nieverzulegen, als auch auf eine 
Wahl in den fächſtſchen Landtag zu verzichten 


Leipzig „ 30. Januar. „Die „Aultion der 
Bibliothek des Kaiſers Maximilian von Mexiko iſt jetzt 
beendet. Es ſind im Ganzen 4484 Nummern unter 
den Hammer gelommen, und in Anjebung der unge⸗ 
heuren Preiſe, welche für eine bedeulende Amabl Fer- 
ſelben erzielt wurden, charatteriſtrt ſich dieſe, Degileige- 
rung als eine der größten, welche der Xeipjiger, Aut- 
tionsbuchhandel in dieſem Jahrhundert aufzuweiſen hat. 
Wir nennen von den betreffenden Werlen noch jol- 
gende: 510, Thlr. bezablte aan für eine Sammlung 
politiſcher, zum großen Theil revolutionärer Schriften 
aus merikaniſchen Offizinen, aus den Jabien 1820" bis 
1849 berrührend, für eine ähnliche Sammlung aus 
den Jahren 17451864. 464 Thlr., für das Ge⸗ 
lehrtenlexikon über das ſpaniſche Nordamerila, von Beri⸗ 
ſtan de Souza, Mexiko 1816-1821, 352 Thir., 
für eine etwas neuere Ausgabe desſelben Buches 113 
Thlr., für die Jahrgänge der „Gazeta de Mexiko“ 
1784 1821 203, Thlr., für Buſtamente's Werke 
150 Thlr., für die „Documentos para la historia 
de Méjioo (Merito 18531857)“ 28 Thlr., für 


„Sermonario, parte primera, Madrid, 1624“ 
| 
anheimgeſtellt, noch jezt und vor der Beſchlußnahme 


| 
del imperio“, für das „Diario de Mexiko, 1805, bis 


127, Thlr., für das mexikaniſche Regierungeblatt „El 
Telégrafo“ 100 Thlr., die gleiche Summe für „Diario 


1817½% 40 Thlr. Ein großer Theil, 
ſchäße il für die Bibliothek des briöſchen 
gekauft worden. 6 

Karlsruhe, 3. Februar. Durch landesherr⸗ 


Kl Bücher 


uſeums an⸗ 


ne Me re —— 


. von Feiertagen wird dieſelbe mehr oder weniger einge- Marmor. Den Zugang bildet eine Silulenhalle von Mal von der Regierung abhängt, nicht aber geſetzlich desselben rekognoszirt hat. Seit dieſer Zeit läuft 
ſchränkt. Granit, zu dae iſt. Der Erlaß fährt fort: Angeſſchts der Nähe v. Zaſtrow oft ſtundenlang des Nachts in jeiner Zelle 
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ſerbiſchen Regierung erklärt, daß Griechenland im ſchlimm⸗ 


PP 
5 


Ausland. f 


Cuxhaven, 3. Februar. Der Aoiſo. D 
per „preußiſcher Adler“ iſt heute nach London in S 
gegangen. 2 
Wien, 2. Februar. Das offizielle Organ der 
ſten Falle im Kampfe gegen die Türkei nicht allein ſte⸗ 
hen würde. — In ſeiner Unterſtützung der Konferenz 
beſchlüſſe in Athen welſt Nil ana auf die 
Chancen der Zukunft für Griechenland hin. 
3. Februar. Im Abgebrdnetenhauſe wurde 
heute das Geſetz, betreffend die Otganiſation des 
Reichsgerichtes und des Verfahrens vor demſelben, an⸗ 
genommen. Der 
Wien, 2 Februar. Die Einführung der ob⸗ 
Ugatoriſchen Civllehe iſt dermalen wieder fraglich gewor⸗ 
den. Schon vor einiger Zeit hat man von einem 
Kompromiſſe der Kirche mit der Regierung geſprochen, 
nach welchem der Klerus ſeine Angriffe einſtellen wollte, 
wenn die konfeſſionelle Geſetzgebung keinen Schritt vor⸗ 
wärts thäte. Die Haltung des Klerus, ſowie der 
Miniſter Herbſt und Hasner ſtimmen nun durchaus mit 
den Hauptpunkten jenes angeblichen Kompromiſſes über · 
ein und es wird heute mit Bestimmtheit behauptet, daß 
geheime Abmachungen zwiſchen den Biſchöfen und ein 
zelnen Miniſtern exiſtiren, mögen dieſe nun genau for⸗ 
mulirt ſein oder nicht. Man erzählt ſich, daß in einem 
vor Kurzem abgehaltenen Miniſterrathe dieſe Angelegen ⸗ 
heit zur Sprache kam und der Kaiſer bei dieſer Ge⸗ 
legenheit ſich dahin ausgesprochen habe, daß es ſeiner 
Anſicht nach nicht gerathen ſei, eine große Anzahl von 
Perſonen, die bereit ſeien, ſich auf den Boden der 
Geſetzgebung zu ſtellen, durch extreme Maßregeln in die 
Oppoſition zu treiben. Er würde daher, faus ein Ge⸗ 
ſetz über die Einführung der obligatoriſchen Civilehe 
vom Reichsrathe beſchloſſen würde, von ſeiner Präro⸗ 
gative Gebrauch machen und dem betreffenden Geſetzt 
ſeine Sanktion nicht ertheilen. — Der Geſetzewurf 
wegen Einführung von Schwurgerichten für Preßſachen 
ſoll in nächſter Zeit die Kalſerliche Sanktion erhalten 
und ſoll bei dieſer Gelegenheit ſicherem Vernehmen nach 
eine Amneſtie für alle diejenigen erfolgen, die bisher in 
der neuen Aera wegen Verbrechen und Vergehen, be⸗ 
gangen durch die Preſſe, verurtheilt worden ſind. — 
Fürſt Carlos Auersperg ſoll in der That wieder zum 
Präſidenten des Herrenhauses deſignirt ſein. Das letztere 
kann bei dieſem Tauſche nur gewinnen, da der bis 
herige Präſident, Fürſt Colloredo, trotz ſeiner übrigen 


Orden gehören, ſollen, 


seine Flucht ſchwarzer Marmorſtufen 
AM, in age e | 


en Sarkophag aus Granit von Aber- 

Die Eten schmücken kniende Engel in Bronce, 
n Deckel eine Marmorſtatue des Prinzen in liegender 

tellung, ein Werk Marachett's. Von der Decke 
jeder der drei Kapellen hängt ein prachtvoller Kronleuchter 
von Gold und Bronge nieder, in der mittleren, an 
deren Dede die Himmelfahrt in Fresko gemalt ft, ſteht 
ein Altar, über dem ein geoßes Gemälde der Auf⸗ 
erſtehung angebracht iſt. Die Kronprinzeſſin von Preu⸗ 
ßen, von deren Hand ein Gemälde des Innern her⸗ 
rührt, wird auch zu den Bildhauerarbeiten einen Bei⸗ 
trag liefern. Die Koſten des Mausoleums haben bis 
letzt etwa 200,000, Pfd. Sterl. betragen. 
„Madrid, 27. Januar. Die Archtve, Biblio⸗ 
thelen, Kabinete oder anderweitigen Sammlungen von 
Gegenſtänden der Wiſſenſchaft, Kunſt oder ‚Literatur, 
die den Kathedralen, Kapiteln, Klöſtern oder Militär⸗ 
nach der vom 1. Januar datie⸗ 
ten Verordnung des Unterrichtsminiſters Zorilla, von 
nun an in die Nationalbibliotheken, Archive und Muſeen 
gebracht werden; nur die Seminarbibliothelen verbleiben 
der Geiſtlichket. Der Minister meint, er rette dadurch 
vom Untergange oder von der Vergeſſenheit die werth⸗ 
vollſten Gegenſtände. So ſei ee bekannt, daß man 
Handſchriften zur Verfertigung von Feuerwerkspatronen 
verwendet habe; in einer Kartonfabrit habe man Pa⸗ 
piere gefunden, welche zur Geſchichte der Inguſition von 
Valencia höchſt bedeutende Beiträge lieferten; anderswo 
habe man für eine ſilberne Uhr ein Buch weggegeben, 
welches das britiſche Muſeum kurz darauf für 45,0 
Reales gekauft habe; ein deulſcher Gelehrter habe ei 
Verzeichniß bekannt gemacht, welches die im Auslande 
erworbenen ſpaniſchen Handſchriſten und Urkunden an“ 
gab, deſſen Genauigkeit aber eine Schande für jeden 
Freund Spaniens ſei. Von nun an ſolle Spanien 
alle ſolche Schätze der Wiſſenſchaft und Kunſt allge⸗ 
mein zugänglich machen. Dieſe Maßregel hat, als ſie 
zur Ausführung kommen ſollte, wie bereits gemeldet, 
den Vorfall in Burgos veranlaßt. 

Madrid, 28. Januar. Die offenen Briefe, 
welche die proviſoriſche Regierung nach ihrem kurzen 
Beſtande an das ſpaniſche Volk gerichtet hat, würden 
zuſammengeſtellt ſchon einen ſtattlichen Band ausmachen. 
Wenige Ereigniſſe aber waren mehr dazu geeignet, eine 
ſolche Erklärung hervorzurufen, als die Blutthat in der 
Kathedrale von Burgos, und die Regierung hat nicht 
geſäumt, dieſen Anlaß zu benutzen. Ihre heute ver⸗ 


drei Kapellen, de 


elch e 


liberalen Geſtes do tüide 1 vo 
aueſichtlich die re 4 12 8 45 a 
Urſprunges ihre äußerſten Kräfte zur Exkeichung iht 
böſen Ziel anſpannen. Die Regierung fürchtet ſie 
nicht ſie iſt. überzeugt, daß ſie dieſelben überall be⸗ 
zwingen wird, wo ſie das Haupt erheben werden, und 
fie rechnet dabet auf die Unterſtützung des Heeres und 
der Flotte, welche nochmals die öffentliche Freiheit ge⸗ 
rettet haben, auf die Unterſtützung der Bürgerwehr und 
auf die unwiderſtehliche Unterſtützung des liberalen Gel⸗ 
rg Die Regierung wacht über das kheure Pfand, 
das ihr von der Revolution anvertraut worden, und 
wenn eine ernſte Gefahr es bedrohen ſollte, ſo würde 
fie als die erſte das Felpgeſchrei erſchallen laſſen und 
alle Liberalen zu ihrer Hülfe herbeirufen, entſchloſſen 
zum Kampfe und des Sſeges gewiß. 

— Die Vertreter der auswärtigen Mächte haben 
ſich mit der von der proviſorſſchen Reglerung gegebenen 
Genugthuung für die lärmenden und drohenden Kund⸗ 
gebungen des Volkes vor der Wohnung des päpſtlichen 
Nuntius zufrieden erklärt, wiewohl ſchon das grund⸗ 
loſe Gerücht umlief, ſämmtliche Geſandte hätten ibre 
Päſſe verlangt. Gegenwärtig durchziehen die Freiwilli⸗ 
gen die Straßen der Stadt, um die Ruhe aufrecht zu 
halten und die Anſammlung größerer Volkshaufen zu 
verhindern. Doch herrſcht noch eine leicht begreifliche 
Aufregung, und an der Puerta del Sol war heute 
Nachmittag die bildliche Darſtellung einer Kirche, in 
welcher man Prleſter mit aufgeſtrichenen Hemdärmeln 
und Dolche ſchwingend ſich auf den Gouverneur von 
Burgos ſtürzen ſah, zu öffentlicher Anſchauung ausge 
hängt. Der Erzbiſchof von Burgos wird in ſeinem 
Palaſte als Stubengefangener bewacht. Als neuer mili⸗ 
läriſcher Gouverneur iſt der Brigade-General Hada nach 
Burgos abgegangen. Der neue bürgerliche Gouverneur, 
Maſſa y Sanguinetti, bekleidete von Zeiten denſelben 
Poſten in Malaga, wo er in Folge einiger unter Miß⸗ 
brauch feiner Amtsgewalt und zu ſeinen Gunſten betrie · 
bener Schmuggelgeſchäfte nicht das beſte Andenken hin⸗ 
terlaſſen hat. 

— Augeſichts der Haltung der Reaktion und der 
Schwierigkeiten, um einen der ganzen Nation annehm⸗ 
bar erſcheinenden Thron⸗Kandidaten zu finden, ſollen 
alle liberalen Fraktionen beſchloſſen haben, die höchſte 
Exekutiv-Gewalt einem Direktorat anzuvertrauen. Die 
Generale Prim und Serrano, ſo wie Rivero werden 
wahrſcheinlich das Triumvirat bilden. Der „Epoca“ 
zufolge ſollen auch alle Mitglieder der prootjorijchen 
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auf und ab, fpricht vor ſich bin und geftitulirt heftig 
mit den Händen, während er vor dem Unterſuchungs⸗ 
Lichter bei dem Verhör ſich äußerſt kleinmüthig und 


daft zeigt. Obwohl er ſich noch immer nicht dazu 
verſtehen will, ein offenes Geſtändniß abzulegen, ſo 
merkt man doch recht wohl, daß er damit nur noch 
zurückhält, weil er hofft, noch einen Rettungsanter zu 
finden, an welchen er ſich anklammern könnte. So 
er neuerdings wieder e Verſuche gemacht, 
ſein Alibi nachzuweiſen während der Zeit, in welcher 
das Verbrechen verübt wurde. a 

— Von nicht unerheblichem Intereſſe für das 
Verſicherungsweſen iſt folgende vom höchſten Gerichts 
hofe darüber abgegebene Entſcheibdung. Der Maler 
Schulz hatte in jener Eigenſchaft als Agent der Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft für Deutſchland „Adler“ die Ver⸗ 
ſicherung eines Gebäudes des Koſſäthen G. zu Tepper 
veranlaßt und die vom 20. Mai 1868 datirte, mit 
dem Vermerk der Ortspolizeibehörde verſehene Police, 
vaß ihrer Aushändigung nichts im Wege ſtehe, dieſem 
extradirt. Indeſſen war Seitens des Schulz verab- 
ſäumt worden, die betreffende Police vor ihrer Aushän⸗ 
digung dem Kreisfeuerdireltor zur Genehmigung des 
Verſicherungsgeſchäftes vorzulegen. In dieſer Unterlaj- 
fung hatte die örtliche Staatsanmwaltjähaft einen Verſtoß 
gegen den $. 23 des Geſetzes vom Juli 4846, das 
revidirte Reglement der Feuerverſicherungs ⸗Vorſchriften 
für die Neumark enthaltend, zu finden vermeint und 
Anklage gegen Schulz erhoben, der auch das Kreis. 
gericht zu Zielenzig deferirte, ohne jedoch die Schuld 
des Angeklagten für feſtgeſtellt zu erachten. In appel- 
latorio Fand die freifprechende Sentenz ihre Betätigung 
unter der Annahme, daß, da der Angeklagte jeiner nach 
$. 14 des Geſetzes vom 8. Mai 1837 ihm als Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Agent obliegenden Verpflichtung, den Kon⸗ 
ſens zur Aushändigung der Police an den Verſicherungs⸗ 
ſuchenden von der zuständigen Pollzeibehörde einzuholen, 
genügt habe, ihm elne weitere ſtrafrechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit nicht indiziert und leine Strafe auf Grund des 
§. 31 desſelben Geſetzes gegen ihn verhängt werden 
könne. Set eine zu rügende Unterlaſſung einer nach 
$. 23 des Geſetzes vom Juli 1846 erforderlichen Hand⸗ 
lung durch die Polkzeibehörde begangen worden, ſo könne 
der Angeklagte Hierfür nicht für vertretbar erachtet wer⸗ 
den. Die biergegen Seitens der Oberſtaatsanwaltſchaft 
eingelegte Kaſſationsbeſchwerde führte aus, daß nach 
§. 14 J. e. kein Feuerverſicherungsagent die Aus hän⸗ 
digung einer Police ohne Konſens der Polizeibehörde 


ſtattfinden laſſen dürfe, und er im Kontraventionsfalle 


N vortrefflichen Eigenſchaſten, ein herzlich ſchlechter Präſt⸗öffentlichte Proklamation kennzeichnet in der Einleitung zu A en in n um 8 
ö Vent einer parlamentarijchen Köcperſchaft it. — Dae das Verbrechen in verdienter Weiſe und zieht eine Lehre Regierung ji einſtimmig für dieſen Plan erklärt a $. 31 ejusd. einer Geldbuße von 10 bis 500 
Mater iſt jedenfalls für die Sinführung direkter daraus, mit welchen Waffen und nach welchen Plänen Das Direftoriuin würde regieren, bis die zu er wartehde |. 00 unterliege. Dieſe geſetzlichen Beſtümmungen ſeſlen 
1 Nieietagemahlen, das betreffende Geſeh ſoll iedoch eiſtſ die Feinde der Sreibeit und Ordnung Kämpfen. Si Entfeheibung der Kottes thaffäctich in Kraft Feten durch das revibirte Beiierserficherungsreglement für bie 
1 gegen Ende der gegenwärtigen Legislaturperiode (alſo fährt fort: Die Regierung hat ſchweigend aber nicht würde. ben dusche 5 Neumark dahin erweitett worden, daß unter der Geſtat⸗ 
— Wie 


ungefähr im Jahre 1872) eingebracht und ſanktionirt 


ſorglos eine furchtbare Verſchwörung entſtehen ſehen, 


ſind jetzt aus den ſpa⸗ 


niſchen Klöstern und Kirchen für 4 Millonen kostbarer Provinzäalfeuerverſicherung 


tung, jedes Grundſtück auch in einer andern als in der 
zu verſichern, es bei einer 


werden. Bis dahin hofft man die czechiſche Frage ge⸗ furchtbar nicht durch die Zahl und Tapferkeit ihrer MU ktöſtern und Kircpen Je 5 
löſt zu haben. f ; Urheber, ſondern durch den offenbaren Zweck, den reli⸗ Gegenſtände entnommen und im Geheimen nach dem e e e vorherigen Genehmigung des 
i Auslande gebracht worden, wo fie zu Gunſten der Re- Kreisſteuerdirektors bedürfe. Nach der ratio legis 


Beſchlagnahme Debatte im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe giebt der „N. fr. Pr.“ Stoff zu 
allerlei Deklamationen. Natürlich giebt ſie ihr Urtheil 
ab nur als rechtlich denkendes Blatt; politiſche Motive 

liegen der tiefen ſittlichen Eutrüftung, welche jie über 
den neuen preußiſchen Gewaltakt empfindet, völlig fern. 
Sie ſagt in dieſer Beziehung: „ Sympathien oder Anti ⸗ 
pathien für und gegen die entthronten Fürſten können 
in dieser Vermögensfrage gar nicht In Betracht kommen. 
Das Recht iſt unverſönlich, wenn ſeine Heiligkeit in 
Frage kommt, ſo perſönlich es in juriſtiſchem Sinne iſt. 
Das Recht hört nicht auf, Recht zu ſein, well es ſich 
an die Perſon des Königs von Hannover oder des 
Kurfürſten von Heſſen-Kaſſel knüpft. Ja man kann 
zugeben, daß die Spmpathien für die entthront en Fürſten 

durch die Verhandlung auch bei denen nicht geſtärkt 
werden konnten, welche ſich einen Schatz von ange 
ſtammten Sympathien aufgeſpeichert haben. Denn die 
von dem Grafen Bismarck erzählte Thatſache, daß der 

Kurfürſt von Heſſen nm gegen eine namhafte gratis 

zu leiſtende „ Altien⸗Betheiligung“ ven Bau einer Eiſen⸗ 
bahn geſtattete, eröffnet einen wahren Abgrund von 

ehemaliger hochperſönlich Kurfütſtlicher Mißwirthſchaft, 
1 well jetzt die preußiſche Mißwirthſchaft die 

Untberſalerbin aller jener kleinſtaatlichen Jammerlichkeiten 
geworden, nichts von ihrem Schmute verliert. Wenn 

125 trotzdem die Rechtsbeugung, welche durch die Be⸗ 
ſchlagnahme des Privatvermögens der Depoſſedirten in 
Preußen vollzogen wird, beklagen und verwerfen, jo 
geſchleht es, weil wir eine Frage des Rechts von Sym⸗ 
pathien und Antlpathten loslöſen. Bel der Zuſammen⸗ 


— Die 


ſetzung des jetzigen preußiſchen Landtages dürfen wir 


Genugthuung darüber empfinden, daß im preußſſchen 
Abgeordnetenhauſe der Rechtsſtandpunkt wenigſtens zahl⸗ 
reiche Verfechter gefunden hat, daß der Raub nicht ohne 
Gewiſſensverwahrung rechtlich denkender Leute — Virchow 
und Genoſſen — vollzogen worden iſt.“ Es folgt dann 

ein ſehr ſchauriges Gemälde der Verbindung von Liſt 
und Gewalt, mit welcher Graf Bismarck die armen 
hannoverſchen Flüchtlinge überwachen läßt, um Gründe 
zur Beſchlagnahme der Beſißzthümer ihres Exkönigs zu 
gewinnen. In Oeſterreich kannte man niemals ſolchen 


Macchiavellismus und jeder brave Mann ent etzt ſich 


hier davor. 
N London, 1. Februar. Das Mauſoleum des 
Prinzen Albert in der Frogmor-Lodge hinter dem Schloß⸗ 
berge von Windſor geht raſch ſeiner Vollendung ent⸗ 

Das Aeußere iſt fertig, dem Junern fehlen 


noch einige Bildhauerarbeiten und zwei große Gemälde. 
Dias Aeußere iſt von Stein, das Innere ganz von 


giöſen Fanatismus aufzuſtacheln und ſo einen jener 
Bürgerkriege anzufachen, in denen Begebenheiten wie 


Gefühle ſeiner Gerechtigfeit und ruhig im Vertrauen 
auf die Stütze, die ſie ſtets in der überwältigenden 
Mehrheit des freiſinnigen Volkes gegen ihre Widerſacher 
finden. wird, hat die Regierung unaufhaltſam den Pfad 
verfolgt, den ſie ſich vorgezeichnet hatte, und ihre Ach⸗ 
tung aller Rechte bis zum Aeußerſten bethätigt. Zeug“ 
niß deſſen ſind die Wahlen, in denen das allgemeine 
Stimmrecht, die Pforten des Parlaments den Vertretern 
aller Parteien öffnet, darin eingeſchloſſen die Vertreter 
derjenigen Partei, welche die Freiheit und die parlamen- 
tarſſche Verfaſſung verſchwören. 

Die Gerechtigkeit verlange jedoch, heißt is weiter, 
die exemplarische Beſtrafung der Uebelthäter. Sodann 
ſpringt der Erlaß wieder auf allgemeine Geſichtspunkte 


dem Volle ſchon gegeben hat; das Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungorecht, die Freiheit der Preſſe und des Unter⸗ 
richts, das allgemeine Stimmrecht, eine Geſammtſumme, 
auf welche die übrigen Staaten Europas ſtolz ſein 
könnten. Fehlt, noch die. Kultusfreiheit, über deren 
Mangel die Regierung ſich folgendermaßen verneh; 
men läßt: g 

Die religiöſe Freiheit, welche den Glauben der 
ungeheuren Mehrheit unſeres Volkes beleben und ſtärken 
wird, ſtatt ihn zu untergraben, iſt in Wahrheit herge⸗ 
ſtellt; die Regierung hat ſie in feierlichen Erlaſſen ver⸗ 
kündigt und ihre Ausübung, in allen Fällen bewilligt, 
wo ſolche Bewilligung bei ihr nachgeſucht worden iſt. 


Das Einzige, was ſie nicht unmittelbar entſcheiden zu 
dürfen glaubte, iſt die verwickelte Frage der Beziehun⸗ 


gen, die auf dem Grunde dieſer Freiheit zwi chen der 
Kirche und dem Staate herzuſtellen wären; dieſen Punkt 
hat ſie der freieſten Entſcheidung der konſtituirenden 
Gewalten überlaſſen zu müſſen geglaubt, und da der 
Zuſammentritt der Kortes ‚jo, nahe bevorſteht, wäre es 
nicht leicht geweſen, die Haſt zu rechtfertigen, mit der 
man eine Angelegenheit entſchieden hätte, die einerſeits 


nicht dringlich iſt und andererſeits grundſätzlich der un- 


widerruflichen Beſtätigung der Korter bedarf. 
Jene „religiöſe, Freiheit“, 


geſtempelt worden, — deshalb 


Aus drücken verkündet worden iſt und die 


U 


die von Burgos nur Zwiſchenfalle ſind. Stark im, 


welche die Regle⸗ 
rung aufgerichtet zu haben behauptet, wird von der 
Partei, welche unbedingte „Kultusfreiheit“ verlangt — 
die beiden Worte find zu unterſchtedenen Kunſtausdrücken 
un, als ein unzureichendes 
Zugeſtändniß, bezeichnet, weil ſie nur in allgemeinen 
f Erlaubniß, 
einen nicht katholiſchen Gottesdienſt einzurichten, jedes 


aktion verkauft werden. 


Pommern: 

Stettin, 4. Februar. Die nächſte Monats- 
Verſammlung des hieſigen „G artenbau- Vereins“ 
findet am Montag Abend um 7 ½ Uhr im Hotel drei 
Kronen ſtatt. Auf der Tagesordnung ſteht u. A. auch 
die Mittheilung eines Referats über die allgemein als 
wichtig erachtete Frage: „Wie es kommt, daß Camelien, 
Palmen und andere Blattpflanzen beſſer unter grünem 
als weißem, ſogenanntem halbweißen Doppelglaſe ge⸗ 
deihen? 

Nach einer amtlichen Ueberſicht der Daupf- 
ſchiff⸗Verbindungen zur Beförderung der Korreſpondenz 
nach außereuropälſchen Ländern, gehen u. A. nach den 
Vereinigten Staaten von Amerika, aus nachbenannten 
Häfen Schiffe ab: Aus Liverpool am 6., 10, 13., 


über und zählt die Freiheit auf, welche die Regierung | 17.,: 20., 24., 27. Februar Vorm.; aus Qufenſtown 


am 7, 11, 14, 18., 21, 25., 28. Febr. Nachm.; 
aus Southampton am 9., 16, 23. Februar Nachm.; 
aus Hamburg am 10, 17., 24. Februar Vorm. aus 
Bremen am 6., 13., 20.27, Februar früh; aus 
Breit am 13., 27. Februar Nachm. 

— Für diejenigen in dem Feldzuge von 1866 
verwundeten Militärs, vom Feldwebel abwärts, welche 
inzwischen als Invalide verabſchiedet oder in das Be⸗ 
urlaubtenverhältuiß übergetreten find, und zu ihrer Wie 
derherſtellung einer Badekur bedürfen, ſoll auch für 
dieſes Jahr die Benutzung der für aktive Militärs ge⸗ 
troffenen Badeeinrichtungen auf Staatsloſten geſtattet 
ſein. Dergleichen Geſuche ſind an die zugehörigen Land⸗ 
wehr⸗Bezirks⸗-Kommandos zu richten. 

— Die Frage, ob die Filialen der preuß iſchen 
Bank verpflichtet ſeien, die Kommunalſteuern, zu 
deren ‚Entritung fie: herangezogen worden ſind, auch 
für frühere Jahre noch nach zubezahlen, iſt in einem 
are dem Verwaltungswege verneinend entſchieden 
wor N 1 


Vermiſchtes. 

Berlin. Der v. Zaſtrow zeigt ſeit einigen 
Tagen ein auffallend derändertes Benehmen; es ſcheint, 
als ob die ſtille Einſamkeit ſeiner Zelle und die Laſt 
der von Tag zu Tag mehr ſich anhäufenden Beweiſe 
jeiner Schuld ihm die bisher zur Schau getragene 
Sicherheit elke gefränften Unſchuld geraubt hätten. 
Hauptſächlich iſt dieſe Umwandlung in ſeinem Beneh⸗ 
men beobachtet worden, ſeitdem ein Drechsler, wie 
bereits mitgetheilt worden, den verrätheriſchen Stock 
Zaſtropw's uuf das beſtimmteſie als das Eigenthum 


unterllege es keinem Zweifel, daß, ebenſo wie die Orts ⸗ 
polizelbehörde die Verpflichtung habe, dieſe direktorielle 
Genehmigung einzuholen, ſie auch dem Agenten obliege, 
denn letzterer müſſe wiſſen, daß der polizeiliche Vermerk 
allein keine rechtliche Wirksamkeit bezüglich des Zuftande- 
kommens des Verſicherungsaltes beſitze. Habe Angeklagter 
dieſe Verpflichtung verabſäumt, ſo müſſe ihn auch die 
geſetzliche Strafe treffen. Das Obertribunal trat die⸗ 
ſen Deduktionen bel, vernichtete das Appellationserkenntniß 
und verurtheilte den Angeklagten, als der Zuwiderhand⸗ 
lung gegen den §. 2 1. e. ſchlulvig befunden, zu der 
niebrigften geſetzlichen Strafe von 10 Thlen. 

— Der bekannte Augenarzt Dr. v. Gräfe hat einen 
neuen Anfall ſeiner früher glücklich bejeitigten Lungen⸗ 
affeltion erlitten und wird dadurch genöthigt ſein, einen 
längeren Aufenthalt in ſüdlichen Gegenden zu nehmen. 

Petersburg, 31. Januar. Der Verwaltungs⸗ 
rath der Akademie der Künſte prüfte vor Kurzem in 
dem Atelier des Bildhauer Mlkechine die beiden koloſ⸗ 
ſalen Statuen Suwarows und Romanows, welche be⸗ 
ſümmt find, einen Theil des Denkmals zu bilden, das 
zur Erinnerung an Katharina die Große errichtet wer⸗ 
den ſoll und an welchem bereits ſeit fünf Jahren gear⸗ 
beitet wird. g 

Borſen⸗ Berichte. 
Stettin, 4 Februar. Witterung: trüb, Wind W. 
Temperatur . 2 N. 

Weizen behauptet, pr. 2125 Pio. ungax. geringer 
58 ½ bis 61 „e, beſſerer 62 64 , feiner 65—66 
, bunter poln. 67-70 , weißer 69—72 &, 
gelber inländ. 6970 ½ . ſeinſter 71 , 83 bis 
Böpfd. Frübi. 70 % bez u. Gd, Mai-Juni 70%, Tb 
Br., 70%, Gd. 

Roggen feſt, per 2000 Bid. loco 51½—52½ , 
Februar 52 % Br., Fruhlabr 52 . bez, 51%, Br. 
u Gd., Mai-Juni 52%, . bez., Juni Juli 53 A Br. 

Gerſte unverändert, pr. 1750 Pfd. loco ungar . 
ger. 40 41 %, beſſere 424 , feine 44— 46 , 
Märker 52—53 , ſeinſte 54 Br. 

Hafer loco pr. 1800 Bio. 3 ¼—34 % , 47 bis 
50pfd. Frühjahr 34 ¼ Br, Mai Juni 34 ½ Gd. 

Erbſen pr. 2250 Pfd. loco Futter ⸗ 54 — 56 , 


. 

Mais 2 3 Sn bez. 

Rüb öl ec loco 9 . Br., Febr.⸗März 
9% ie bez., April⸗Mal 4 Gb., 96 Br., Sep 
tember Oftober 10 % Br. n 
Spiritus etwas matter, loco ohne Faß 14% 
As bez., Febr.⸗März 141, . bez., 9% Br., bj. 
1% 3 Mal- Juni 15% Br, Juli⸗Auguft 


J. 
Angemeldet: 100 Ctr. Rübbl. 
Regulicungs Preiſe: Weizen 70, Roggen 52, 


Rübbl 97½, Spiritus 14% 


RM 


